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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Die 2007 verabschiedete E-Government-Strategie Schweiz, die zum Ziel hat, dass
Wirtschaft und Bevölkerung Geschäfte mit Behörden elektronisch abwickeln können,
war Gegenstand verschiedener, die Bundesverwaltung betreffender Vorstösse im
Berichtsjahr. Thema war dabei die Idee der Open Government Data, also die Öffnung
der Datenbestände des Bundes. Verschiedene Interpellationen fragten etwa die
Organisation des Zugangs zu solchen Daten, allfällige Kosten oder die Zusammenarbeit
mit den Kantonen nach (11.3445 (Riklin (cvp, ZH)), 11.5039 und 11.5040 (Graf-Litscher (sp,
TG))). In der Wintersession nahm der Nationalrat zudem ein Postulat Wasserfallen (fdp,
BE) an, das den Bundesrat beauftragt, die Chancen und Risiken der Zugänglichkeit zu
Daten und Dokumenten des Bundes abzuschätzen. Eingereicht aber noch nicht
behandelt wurde zudem das Postulat Riklin (11.3902), das einen Masterplan zu Open
Government Data verlangt. Der Bundesrat beurteilte das Thema als neu und deshalb
wichtig, wollte aber zuerst Grundlagen schaffen. Er beantragte deshalb die Annahme
des Postulats Wasserfallen, aber die Ablehnung des Vorstosses von Kathy Riklin. 1

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN

Ein im Nationalrat angenommenes Postulat fordert von der Regierung einen Bericht
über die Umsetzung der Massnahmen für die 2005 veröffentlichte Open-Source-
Strategie der Bundesverwaltung. Rund 90% der Software in der Bundesverwaltung
seien proprietär, obwohl es ebenbürtige Open-Source-Alternativen gäbe, begründete
Edith Graf-Litscher (sp, TG) ihren Vorstoss. Auch werde noch zu wenig häufig mit Open
Document gearbeitet, was die Bevölkerung zwinge, Microsoft-Programme zu
beschaffen, um Behördenformulare bearbeiten zu können. Die in der Strategie geplante
Evaluation solle jetzt durchgeführt werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulates und entsprechend wurde es stillschweigend überwiesen. 2

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühlingssession 2015 ein Postulat von
Balthasar Glättli (gp, ZH). Der Zürcher Grüne fordert die Prüfung einer allfälligen
Revision des Finanzhaushaltgesetzes, in welchem neu die Erlaubnis der Freigabe von
Quellcodes durch den Bund explizit gemacht werden soll. Konkret will Glättli, dass vom
Bund selber entwickelte und ergo von den Steuerzahlerinnen und -zahlern finanzierte
Software der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt wird. Nicht nur andere
Verwaltungsstellen, sondern auch die Allgemeinheit könnte so von dieser Open Source
Software profitieren. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates, lehnte
aber gleichzeitig eine Motion (14.4199) von Thomas Weibel (glp, ZH) ab, mit welcher die
Freigabe von Quellcodes gesetzlich geregelt werden soll. Die Regierung verwies in ihrer
Antwort zur Motion auf das Postulat Glättli und führte aus, dass man zuerst prüfen
wolle, unter welchen Umständen welche Quellcodes veröffentlicht werden können. In
der Folge zog der Motionär seinen Vorstoss zurück. Die Abklärung des
Handlungsbedarfs war schon in einem 2014 überwiesenen Postulat von Edith Graf-
Litscher (sp, TG) gefordert worden. 3

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
MARC BÜHLMANN

Das Postulat von Edith Graf-Litscher (sp, TG), das die Freigabe von öffentlichen
Finanzzahlen als Open Government Data (OGD) gefordert hätte, wurde abgeschrieben,
weil es seit mehr als zwei Jahren hängig war. Der Bundesrat hatte allerdings bei seiner
ablehnenden Stellungnahme versprochen, das Anliegen im Rahmen seiner OGD-
Strategie global – und nicht nur im Bereich des Finanzdepartementes – zu prüfen.

POSTULAT
DATUM: 19.06.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parlamentsmandat

Parlamentarierinnen und Parlamentarier sind häufig Bedrohungen, Belästigungen und
Ehrverletzungen ausgesetzt. Medienberichte und eine von der Interparlamentarischen
Union (IPU) realisierte Studie liessen erahnen, dass diese Ereignisse nicht zuletzt auch
aufgrund der sozialen Medien zugenommen hätten, begründete Margret Kiener Nellen
(sp, BE) ihr Postulat, mit dem sie eine Untersuchung zum Umfang sowie der Art der
Drohung, Belästigung oder Ehrverletzung gegen Parlamentsmitglieder forderte. Das mit
der Anfrage adressierte Büro-NR hatte sich mit 18 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung
allerdings gegen das Ansinnen gestellt. Das Phänomen verdiene Anerkennung, sei real
und könne in der Tat eine Einschränkung für die Ausübung des Parlamentsmandats
bedeuten, fasste Edith Graf-Litscher (sp, TG) die Position des Büros zusammen. Ein
Bericht darüber könne aber nicht die Lösung sein. Es sei zweckdienlicher, wenn sich
die betroffenen Ratsmitglieder an die Verwaltungsdelegation und die verschiedenen
Beratungs- und Hilfsangebote wendeten und gegebenenfalls Strafanzeige erstatteten.
Die Jahresentschädigung enthalte zudem CHF 500 für eine private
Rechtsschutzversicherung. Zwar lehnte die Mehrheit des Nationalrats das Postulat ab –
97 Stimmen standen deren 83 entgegen –, der Umstand, dass der Antrag Unterstützung
aus allen Fraktionen genoss, lässt aber erahnen, dass das Problem in der Tat virulent zu
sein scheint. 4

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Es gebe Momente im Leben, in welchen Absenzen Sinn machen würden, so Irène Kälins
(gp, AG) Versuch, ihr Postulat für eine Regelung für eine Stellvertretung für
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihren Ratskolleginnen und -kollegen
schmackhaft zu machen. Als Parlamentsmitglied sei man zwar verpflichtet, an Rats- und
Kommissionssitzungen teilzunehmen, bei Mutterschaft – in Zukunft vielleicht auch bei
Vaterschaft – oder längerer Krankheit sei dies aber über einige Zeit nicht möglich.
Lange Absenzen könnten aber mit einer Stellvertreterlösung vermieden werden. Eine
solche auszuarbeiten schlug Kälin dem Büro-NR vor. Dieses verwies in der Person
seiner Kommissionssprecherin Edith Graf-Litscher (sp, TG) auf die Verfassung, die
weder eine Delegation des Mandates noch eine Stellvertretung vorsehe. Zwar gebe es
Kantone, die ein Vertretungssystem kennen (GE, GR, JU, NE, VS), andere hätten dieses
System aber bewusst nicht eingeführt (BE, BS). Es wäre aber nicht nur eine
Verfassungsänderung nötig, auch der organisatorische Umsetzungsaufwand wäre
beträchtlich. Dies sahen wohl auch die meisten der 125 ablehnenden Nationalrätinnen
und Nationalräte so, die das Postulat gegen 54 Stimmen aus dem rot-grün-grünliberalen
Lager (3 Enthaltungen und ein Nein von der Kommissionssprecherin) verwarfen. 5

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 kam es schliesslich zur Debatte um das Postulat Feri, das
einen Bericht zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik verlangt.
Yvonne Feri (sp, AG) machte sich für ihr Anliegen stark, indem sie an die Ratskolleginnen
und -kollegen appellierte, ihre Idee als Chance und nicht als Gefahr zu sehen. Die
Arbeitsweise des Parlaments werde seit Jahren mit zahlreichen Vorstössen hinterfragt,
stecke aber nach wie vor in veralteten Strukturen. Ein Überdenken aller möglichen
Varianten könne nicht nur zeigen, ob es vielleicht gar keine Veränderungen brauche,
sondern vielleicht auch ganz neue Wege öffnen. Thomas Aeschi (svp, ZG), der das vom
Büro zur Annahme empfohlene Postulat bekämpft hatte, sah darin hingegen keine
Chance, sondern lediglich eine neue, teure, mit Steuergeldern finanzierte Studie, die
letztlich nichts ändern werde. Es sei besser, konkrete Anliegen vorzubringen, als immer
wieder neue Bericht zu schreiben. Edith Graf-Litscher (sp, TG) nahm Stellung für das
Büro und sah – auch aufgrund der zahlreichen Vorstösse der letzten Jahre – die Zeit
reif für eine fundierte Analyse zur Vereinbarkeit von Ratsarbeit, Familie, Beruf und
Ausbildung. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 109 zu 62 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. 6

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parlamentsorganisation

Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass Vorstösse von einer Kommissionsmehrheit, einer
Fraktion oder einem Ratsmitglied eingereicht werden können. Mit seinem Postulat
forderte Bastien Girod (gp, ZH) eine Erweiterung dieser Möglichkeiten. Konkret
verlangte er die Prüfung der Möglichkeit einer Co-Autorenschaft bei Vorstössen. Girod
verwies darauf, dass «immer wieder gleichlautende Vorstösse eingereicht» würden. Die
dadurch entstehende Belastung der Räte und der Verwaltung könnte vermieden
werden, wenn erlaubt würde, dass zwei oder mehrere Urheberinnen und Urheber mit
einem einzigen Vorstoss zum Ausdruck bringen könnten, dass sie eine Idee teilten. Der
Zürcher Nationalrat verwies zudem darauf, dass frühere ähnliche Vorstösse (Pa.Iv.
07.400) lediglich aufgrund der zusätzlich entstehenden Umsetzungskosten abgelehnt
worden seien. Da momentan ein grösserer Wechsel bei der Geschäftsdatenbank
erfolge, könnten diese Kosten gesenkt werden, wenn der Antrag gleich in die
Erneuerung der Geschäftsdatenbank integriert würde. 
Das Büro-NR, in der Nationalratsdebatte während der Herbstsession 2019 durch Edith
Graf-Litscher (sp, TG) vertreten, empfahl das Postulat zur Ablehnung. Es sei in der Tat
so, dass mit dem Projekt «Curia plus» der digitale Ratsbetrieb optimiert werde und die
Forderung des Postulats wohl eingebaut werden könnte. Allerdings seien die Arbeiten in
vollem Gange und die Einführung für 2022 vorgesehen. Darüber hinaus habe sich das
Büro die in der bisherigen 50. Legislatur eingereichten Vorstösse angeschaut: Von 4825
seien lediglich 21 gleichlautend gewesen. Zudem sei unklar, wie eine Co-Urheberschaft
genau geregelt werden sollte. Fragen seien etwa, ob sie nur für Motionen und Postulate
(in ihren Ausführungen sprach Graf-Litscher von «Petitionen») oder auch für
parlamentarische Initiativen gelte oder wie Mitunterzeichnen sich zukünftig von einer
Co-Urheberschaft unterscheiden solle. In Anbetracht des geringen Mehrwerts und der
aufwändigen Rechtsabklärungen empfehle das Büro das Postulat einstimmig zur
Ablehnung. Dieser Empfehlung folgte eine bürgerliche Mehrheit von 102 Abgeordneten,
die 60 vor allem aus dem links-grünen und dem grünliberalen Lager stammenden
Stimmen gegenüberstanden. 7

POSTULAT
DATUM: 23.09.2019
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Für effiziente zentrale Beschaffungsstellen setzte sich Roger Golay (mcg, GE) Ende
2016 ein. Der in der SVP-Fraktion politisierende Angehörige des MCG wollte sich mit
einem gleichlautenden Postulat darum bemühen, etwas Licht in die finanziellen
Rahmenbedingungen für die Armasuisse, aber auch für andere Beschaffungsstellen, zu
bringen. Eine Zentralisierung von Dienststellen habe zudem Effizienzsteigerungen zum
Ziel, argumentierte er. Im geforderten Bericht solle aufgezeigt werden, welches die
spezifischen Bedürfnisse der Armasuisse seien und wie Ressourcen umverteilt werden
könnten, die bis anhin in verschiedenen Departementen vorhanden gewesen und im
Nachgang an die Reduzierung von Beschaffungsstellen frei geworden seien. Der
Postulant empfand es als stossend, dass das Volumen der Aufträge, welche die
Armasuisse von ausserhalb des VBS erhielt, gestiegen war. Diese Zusatzbelastung führe
dazu, dass die Beschaffungsaufträge nicht mehr fristgerecht und hochqualitativ
bewältigt werden könnten, was unter anderem zu Engpässen führe. Hinzu komme eine
Reduktion des Armasuisse-Personals um 15 Prozent in den letzten Jahren, was ebenfalls
dazu beitrage, dass komplizierte Beschaffungen des Bundes, die teilweise umstritten
oder problembehaftet seien, nicht zufriedenstellend abgewickelt werden könnten. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. Eine Diskussion erübrigte sich
damit im Nationalrat, das Geschäft wurde in der Frühjahressession 2017 diskussionslos
und stillschweigend angenommen. 33 Parlamentarierinnen und Parlamentarier aus dem
rechtsbürgerlichen Lager hatten den Vorstoss bei der Einreichung mitunterzeichnet.

Dieses Postulat von Golay stützte sich auf eine Reihe ähnlicher Vorstösse, die kurz zuvor
behandelt worden waren. Angestossen worden war die Diskussion Mitte 2016 von
Nationalrat Barrile (sp, ZH; Ip. 16.3564). «Wurden die Hausaufgaben bei
Rüstungsbeschaffungen gemacht?», fragte der Zürcher Sozialdemokrat den Bundesrat
und sprach eine Reihe von Beschaffungen an, die seiner Meinung nach problematisch
waren. Er kritisierte insbesondere verwaltungs- respektive bundesamtsinterne Prozesse
bei der Beurteilung von anzuschaffenden Rüstungsgütern. Die dazu verfasste
Stellungnahme des Bundesrates befriedigte den Interpellanten nur teilweise, weswegen
eine Ratsdebatte im Herbst 2016 verschoben wurde. Später wurde das Geschäft
abgeschrieben, weil die Aspekte im oben beschriebenen Prozess aufgenommen worden

POSTULAT
DATUM: 17.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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waren.
Ende 2016 beklagte Edith Graf-Litscher (sp, TG; Po. 16.3767) in ihrem Postulat, dass das
VBS zu viele Aufträge freihändig vergebe. Die Sozialdemokratin war der Meinung, dass
mehr Beschaffungen im üblichen Wettbewerbsverfahren vergeben werden sollten. Ihr
Vorstoss wurde auf Antrag der Regierung abgelehnt. 
Im März 2017 nahm Angelo Barrile (sp, ZH; Mo. 16.3815) diesen Aspekt in einer Motion
wieder auf. Der Motionär verlangte mehr Rechtsschutz bei Beschaffungen des VBS. Sein
Ziel war es, dass der Anteil von Beschaffungen, die nicht den WTO-Regeln unterstellt
sind, auf das sicherheitspolitisch unverzichtbare Minimum zu begrenzen sei.
Grundsätzlich sollten die Beschaffungen den gängigen WTO-Richtlinien entsprechend
ausgeschrieben werden, womit sowohl Rechtsschutz als auch Transparenz erhöht
würden. Der Nationalrat lehnte diesen Vorstoss mit 120 zu 60 Stimmen (bei drei
Enthaltungen) ab.
Bevor Golay mit seiner Motion Ende 2016 den hier beschriebenen Prozess ins Rollen
brachte, hatte auch er sich im Herbst zuvor mit einer Frage (Frage 16.5397) an die
Landesregierung gewandt. Er wollte wissen, ob die Armasuisse über angemessene Mittel
und Ressourcen verfüge, um ihre zahlreichen und anspruchsvollen Aufgaben
wahrnehmen zu können. Der bundesrätlichen Antwort war zu entnehmen, dass die
zuständigen Stellen tatsächlich vor Herausforderungen stünden, jedoch bereits
entsprechende Abklärungen im Gange seien. Man sei bemüht, sämtliche wichtigen
Beschaffungsmandate mit der nötigen Sorgfalt zu erfüllen. 8

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Dans une optique similaire à la motion Müller (plr, SG) et au postulat Keller-Sutter (plr,
SG), l'élu agrarien Andreas Aebi (udc, BE) souhaite que le Conseil fédéral rédige un
rapport déterminant le nombre de contrôles – effectués dans le cadre de la politique
agricole – qu'il serait possible de supprimer afin d'alléger la charge administrative des
agriculteurs et agricultrices. Sans discussion, ce postulat, soutenu par le Conseil
fédéral, est adopté par le Conseil national. 9

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
KAREL ZIEHLI

Tierische Produktion

Le Conseil national a adopté durant l’année sous revue un postulat Müller (plr, SG), qui
demandait au Conseil fédéral d’étudier et de présenter les avantages et les
inconvénients de la vaccination obligatoire par rapport à la vaccination volontaire ou
même à l'abandon du vaccin. 10

POSTULAT
DATUM: 25.09.2009
ELIE BURGOS

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 11

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
MARCO ACKERMANN
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Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Müller (fdp, SG), das den Bundesrat
beauftragt zu prüfen, wie auf der Ost-West-Achse – insbesondere zwischen der
Schweiz resp. den westlichen Nachbarn und den neuen EU-Mitgliedern im Osten – ein
modernes, leistungsfähiges Bahngüterverkehrssystem für den Transport von
Wechselbehältern und Containern eingerichtet werden könnte. Zu SBB Cargo siehe
hier. 12

POSTULAT
DATUM: 24.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Adopté par 110 voix contre 46 au Conseil national, le postulat déposé par Walter Müller
(plr, SG) a été classé. Il demandait d'examiner l'impact des mesures
d'accompagnement à la libre circulation des personnes sur les espaces économiques
transfrontaliers. Il invitait le Conseil fédéral à évaluer les effets des mesures
d'accompagnement pour éviter, à titre de rétorsion, des entraves envers l'économie
helvétique. 
Le Conseil fédéral proposait le rejet du postulat. Il reconnaissait la présence de
problèmes d'exécution suite à l'entrée en vigueur de la loi sur les travailleurs détachés
(LDét). S'agissant des difficultés administratives relayées par les entreprises suisses, le
Conseil fédéral cherchait déjà des solutions (Mo. 06.3379). Il envisageait de mener des
discussions bilatérales avec les Etats voisins et d'élaborer une solution fondée sur le
principe de la réciprocité des conditions liées à la libre prestation de services
transfrontalière. 13

POSTULAT
DATUM: 09.12.2009
DIANE PORCELLANA

Arbeitnehmerschutz

Le postulat, déposé par Yannick Buttet (pdc, VS), puis repris par Benjamin Roduit (pdc,
VS), porte sur la lutte contre le dumping social et salarial. Le Conseil fédéral est chargé
d'examiner les mesures prises par les Etats membres de l'UE en application de la
directive sur les travailleurs détachés et de les mettre en parallèle avec les mesures
d'accompagnement prises en Suisse dans le cadre de l'accord sur la libre-circulation
des personnes. Les parlementaires valaisans doutent de l'application des directives
européennes par les Etats membres.
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat. D'une part, une nouvelle directive
concernant le détachement de travailleurs a été élaborée par la Commission
européenne afin d'en améliorer l'exécution. Elle rédige actuellement un premier
rapport d'évaluation de la mise en œuvre dans les Etats membres. Ainsi, le rapport
pourra être utilisé comme base de comparaison. D'autre part, le Conseil fédéral
rappelle que les prescriptions de l'UE ont été respectées lors de sa réponse au postulat
Müller (07.3901). Finalement, la comparaison est rendue difficile en raison de l'unicité
de l'approche suisse, caractérisée par une exécution duale reposant sur une
participation déterminante des partenaires sociaux, et de la reprise partielle des
dispositions relatives à la libre prestation de services.
Lors du passage au Conseil national, le postulat est adopté par 142 voix contre 37 et 5
abstentions. Le Conseil fédéral devra donc procéder à la comparaison. 14

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mit 15 Mitunterzeichnenden im Rücken wurde Anfang 2014 im Ständerat ein Postulat
Eder (fdp, ZG) eingereicht. Der Parlamentarier wollte den Bundesrat Bericht erstatten
lassen über den Stand der Umsetzung von Artikel 118a der Bundesverfassung, welcher
als indirekter Gegenvorschlag zur zurückgezogenen Volksinitiative "Ja zur
Komplementärmedizin" an der Volksabstimmung vom Mai 2009 angenommen worden
war und die verstärkte Berücksichtigung der Komplementärmedizin verlangt. In sieben
Fragen wurden die geforderten Informationen aufgelistet. Diese reichten von der
einfachen Feststellung über den Stand der Umsetzung in den einzelnen Kantonen bis zu
komplexeren Anliegen, wie die Einschätzung über den Bedarf eines Masterplans zur
Durchsetzung der Kernforderungen aus dem Gegenvorschlag. Sie betreffen die
Förderung der integrativen Medizin im ambulanten und stationären Bereich, die
Aufnahme ärztlicher Richtungen der Komplementärmedizin in die Grundversicherung
und in die weiteren Sozialversicherungen, die Förderung von Lehre und Forschung, die
Schaffung nationaler Diplome und kantonaler Berufszulassungen für nichtärztliche
Therapeutinnen und Therapeuten sowie die Sicherstellung der Heilmittelvielfalt. Genau
die gleiche Forderung stellte Nationalrätin Edith Graf-Litscher (sp, TG) in einem
gleichlautenden Postulat. Der Bundesrat zeigte sich bereit, einen entsprechenden
Kurzbericht zu erstellen und so wurden die beiden Postulate in den jeweiligen Räten
angenommen. 15

POSTULAT
DATUM: 11.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit 73 Mitunterzeichnenden im Rücken wurde Anfang 2014 im Nationalrat ein Postulat
Graf-Litscher (sp, TG) eingereicht. Die Parlamentarierin wollte den Bundesrat Bericht
erstatten lassen über den Stand der Umsetzung von Artikel 118a der Bundesverfassung,
welcher als indirekter Gegenvorschlag zur zurückgezogenen Volksinitiative "Ja zur
Komplementärmedizin" an der Volksabstimmung vom Mai 2009 angenommen worden
war und die verstärkte Berücksichtigung der Komplementärmedizin verlangt. In sieben
Fragen wurden die geforderten Informationen aufgelistet. Diese reichten von der
einfachen Feststellung über den Stand der Umsetzung in den einzelnen Kantonen bis zu
komplexeren Anliegen, wie die Einschätzung über den Bedarf eines Masterplans zur
Durchsetzung der Kernforderungen aus dem Gegenvorschlag. Sie betreffen die
Förderung der integrativen Medizin im ambulanten und stationären Bereich, die
Aufnahme ärztlicher Richtungen der Komplementärmedizin in die Grundversicherung
und in die weiteren Sozialversicherungen, die Förderung von Lehre und Forschung, die
Schaffung nationaler Diplome und kantonaler Berufszulassungen für nichtärztliche
Therapeutinnen und Therapeuten sowie die Sicherstellung der Heilmittelvielfalt. Genau
die gleiche Forderung stellte Ständerat Eder (fdp, ZG) in einem gleichlautenden
Postulat. Der Bundesrat zeigte sich bereit, einen entsprechenden Kurzbericht zu
erstellen, und so wurden die beiden Postulate in den jeweiligen Räten angenommen. 16

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Juni 2017 reichte Edith Graf-Litscher (sp, TG) ein Postulat zu den Chancen und
Risiken der digitalen Nachhaltigkeit im Gesundheitswesen ein. Mittels bundesrätlichem
Bericht sollen mögliche Vor- und Nachteile sowie notwendige Rahmenbedingungen zur
Nutzung des Potenzials und zur Minimierung von Risiken dargelegt werden. 
Die Landesregierung empfahl den Vorstoss zur Annahme und erklärte, dass im Kontext
der Strategie E-Health Schweiz 2.0 auf die Forderung eingegangen werden könne. 
Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat im September
2017 an. 
Im Juni 2019 wurde es schliesslich abgeschrieben – dies, nachdem die Strategie E-
Health Schweiz 2.0 Ende 2018 verabschiedet worden war. 17

POSTULAT
DATUM: 29.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Mit einem überwiesenen Postulat machte Graf-Litscher (sp, TG) auf die Praxis
aufmerksam, dass Arbeitnehmer, welche durch ihren bisherigen Arbeitgeber zu
günstigen Konditionen kollektiv für Krankentaggeld versichert waren, zwar bei
Auflösung des Arbeitsverhältnisses einen gesetzlichen Anspruch darauf haben, diese
Versicherungsform individuell weiter zu führen, dass sie dafür aber Prämien zu
entrichten haben, die oft ein Vielfaches der bisherigen betragen. Dies sollte nach
Ansicht der Postulantin geändert werden. 18

POSTULAT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI
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4) AB NR, 2019, S. 973 f.; SoZ, 29.4.18; BaZ, 20.6.18
5) AB NR, 2019, S. 972 f.
6) AB NR, 2019, S. 970 f.
7) AB NR, 2019, S. 1747
8) AB NR, 2017, S. 544
9) AB NR, 2015, S. 2292
10) BO CN, 2009, p. 1805.
11) AB NR, 2017, S. 2120 f.
12) AB NR, 2006, S. 492 und Beilagen I, S. 565 f.
13) BO CN, 2009, p. 2245 s.
14) BO CN, 2019, p.563s
15) AB SR, 2014, S. 501 ff.; Po. 14.3089 (Graf-Litscher): AB NR, 2014, S. 1276.
16) AB NR, 2014, S. 1276.; Po. 14.3094 (Eder): AB SR, 2014, S. 501 ff.
17) AB NR, 2017, S. 1688; BBl, 2019 2955 (S. 2961)
18) AB NR, 2007, S. 1715.
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